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ZUM TITELBILD: Le Mans und
Paderborn pflegen beides:
Städtepartnerschaft und
Hochschulpartnerschaft. Er-
stere gehe, so der Paderbor¬
ner Bürgermeister Herbert
Schwiete (Foto zweiter von
links), aus einer, urkund¬
lich festgehaltenen, tau¬
sendjährigen Verbindung her¬
vor, letztere ist zwar erst
12 Jahre alt, damit jedoch
die älteste Partnerschaft
der Uni-GH mit einer aus¬
ländischen Hochschule.

20 Hochschullehrer und
80 Germanistik- und Sport¬
studenten der Universite du
Maine waren vom 6. bis 10.
Mai Gast an der Uni-GH. Daß
Partnerschaft auch im Wett¬
kampf Trumpf ist, demon¬
strierten die Sportler den
mitgereisten Wissenschaft¬
lern. Die Fußballmannschaf¬
ten trennten sich 3:3, wo¬
bei die Paderborner Kicker
fünf Tore zum Gelingen der
Veranstaltung beisteuerten.

Das Foto entstand auf dem
Empfang beim Bürgermeister
und zeigt rechts den Rektor
der Universite du Maine,
Prof. Dr. Jean-Pierre Gelare,
links seinen Kollegen Jean-
Michel Eychelbrenner, Germa¬
nistikprofessor in Le Mans.
In der Mitte Prorektor Prof.
Dr. Georg Hartmann, der
Uni-Rektor Buttler vertrat.
Im Hintergrund Stadtdirektor
Wilhem Ferlings.

Studentenparlament

Bei der Wahl zum 14. Studen¬
tenparlament (10.6.-14.6.85)
ist es zu folgender Sitzver¬
teilung gekommen:

Gewerkschaftlich orientierte
Liste (G0L)
6 Sitze (Vergleichszahl

Vorjahr 8)

Unabhängige Liste Außenstel¬
len (ULA)
12 Sitze (10)

Jungsozialisten-Hochschul¬
gruppe (JUS0-HG)
17 Sitze (12)

Liberale Studenteninitiative
(LSI)
4 Sitze (1)

Ring Christlich Demokrati¬
scher Studenten (RCDS)

(8)

Wahlbeteiligung 33,8 %
(Vorjahr 38,7 %).

Der RCDS hatte es versäumt,
seine Kandidatenliste recht¬
zeitig einzureichen.
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Namentlich gekennzeichnete
Beiträge geben nicht unbedingt
die Meinung der Redaktion wie¬
der .

Neuer Senat
Dem 2. Senat der Uni-GH
nach der Gründungsphase ge¬
hören folgende Senatoren an:

Gruppe der Professoren r>

Prof. Dr. Benseier, FB 1
Prof. Dr. Jütting, FB 2
Prof. Dr. Steinecke, FB 3
Prof. Dr. Bronner, FB 5
Prof. Dr. Spaeth, FB 6
Prof. Dr. Schwermann, FB 6
Prof. Dr. Lenzing, FB 17
Prof. Krawinkel, FB 7
Prof. Hartkamp, FB 12
Prof. Dr. Stock, FB 14
Prof. Dr. Gorenflo, FB 10
Prof. Schweins, FB 11

Gruppe der wissenschaftlichen
Mitarbeiter _

Evelyn Geisler, FB 2
Dr. Thomas Hangleiter, FB 6
Dr. J.-M v. Petzinger, FB 1
Dr. Gottfried

Richenhagen, FB 17

Gruppe der nichtwissenschaft-
lichen Mitarbeiter _

Norbert Lengerling, Abtei¬
lungsverwaltung Soest
Rita Wissmann, FB 13

Gruppe der Studenten

Thomas Thier, FB 5 (RCDS)
Ulrich Walwei, FB 5 (JUS0-HG)
Angelika Gausmann, FB 4
(JUSO-HG)
Bruno Graute, FB 7
(Unabhängige Liste Außen¬
stelle) .



Uni - GH und Nixdorf unterzeichneten Verträge

„ Arbeitsplätze brauchen auch
wissenschaftliche Begleitung"

Paderborn (ghp). Ihre Zu¬
sammenarbeit in der Informa¬
tik, der Elektrotechnik und
der Sportwissenschaft doku¬
mentierten am 31. Mai die
Universität-Gesamthochschule
Paderborn bzw. das Land
Nordrhein-Westfalen und die

^ixdorf Computer AG mit der
Unterzeichnung zweier Ver¬
träge im Großen Sitzungssaal
der Paderborner Hochschule.

In Anwesenheit des noch
amtierenden Wissenschafts¬
ministers und jetzigen Ju¬
stizministers des Landes,
Dr. Rolf Krumsiek, unter¬
zeichneten Heinz Nixdorf,
Vorstandsvorsitzender der
Nixdorf Computer AG, und
Prof. Dr. Friedrich Buttler,
Rektor der Uni-GH Paderborn,
einen Kooperationsvertrag,
der die Zusammenarbeit in
Forschung und Entwicklung
auf den Gebieten der Infor¬
matik und der Elektrotechnik

-begründen und auf eine dau¬
erhafte Basis stellen soll.
Insbesondere werden, so der
Vertragstext, "rechnerge¬
stützte Entwurfsmittel für
den System- und Schaltkreis¬
entwurf erarbeitet". Mit der
Kooperation sollen das wis¬
senschaftliche Potential des
an der Hochschule bestehen¬
den Schwerpunktes auf diesem
Arbeitsgebiet und die Erfah¬
rungen der Firma Nixdorf in
der Entwicklung hochinte¬
grierter Schaltungen zusam¬
mengeführt werden. Ziel:
neue Forschungs- und Ent¬
wicklungsergebnisse schnel¬
ler in die industrielle
Anwendung umzusetzen und

gleichsam Impulse für wei¬
terführende wissenschaft¬
liche Arbeiten zu geben.

Vertrauensvolle
Zusammenarbeit

Der gegenseitige Wille
zur vertrauensvollen Zusam¬
menarbeit sei gegeben, hob
Buttler hervor, und nur auf
dieser Grundlage könnten die
zu lösenden Probleme ange¬
gangen werden. Nixdorf, der
auch im Kuratorium der Uni¬
versität-Gesamthochschule
sitzt und sich in dieser
Eigenschaft "vorbildlich für
die Belange der Hochschule
in der Region und die Quali¬
tät der Forschung einsetze"
(Buttler), erklärte bei der
Unterzeichnung, daß "nicht
die Interessen des Kapita¬
listen Nixdorf" im Vorder¬
grund stünden, sondern daß
"im Interesse des Arbeits-
marktes" Hochschule und In¬
dustrie zusammengehen müß¬
ten. Nixdorf: "Die Arbeits¬
plätze in Paderborn brauchen
auch wissenschaftliche Be¬
gleitung". Eine anwendungs-
bezogene Wissenschaft und
Forschung soll, so Nixdorf,
kritisch prüfen, was für die
Zukunft zu tun sei.

Internationaler Wettbewerb

Krumsiek, der sich als

Wissenschaftsminister nach¬
drücklich für das Zustande¬
kommen der Kooperation ein¬
gesetzt hatte, unterstrich
die Notwendigkeit einer en¬
gen Verzahnung zwischen an-
wendungsbezogener Forschung
und innovationsbereiter In¬
dustrie, auch aus arbeits¬
marktpolitischen Gesichts¬
punkten. Beispielsweise
könne die Mikroelektronik im
internationalen Wettbewerb
nur dann bestehen, wenn sie
in der Lage sei, neue wis¬
senschaftliche Erkenntnisse
schnell in marktfähige Pro¬
dukte und Fertigungstechni¬
ken umzusetzen. Deshalb ha¬
be, so Krumsiek, die Landes¬
regierung zur Forcierung des
wissenschaftlichen Transfers
ihr integriertes Forschungs¬
und Technologieprogramm be¬
schlossen, aus dem auch die
"heute beschlossene Koopera¬
tion finanziell gefördert
werden wird".

Der Vertrag hält ausdrück¬
lich fest, daß die Partner
das Recht haben, ihre For¬
schungsergebnisse zu veröf¬
fentlichen. Die Vertraulich¬
keit der durch die Zusammen¬
arbeit bekanntgewordenen Tat¬
sachen bleibt davon unbe¬
rührt. Der Mitarbeit weite¬
rer Partner am Projekt steht
nach dem Willen der Unter¬
zeichner nichts im Wege.

Krumsiek unterzeichnete
im Einvernehmen mit der Uni-
GH Paderborn einen weiteren
Vertrag mit der Firma Nix¬
dorf. Fünf Jahre lang wird
das Unternehmen eine C 4-
Stiftungs-Professur für das
Fach Sportmedizin finanzie¬
ren. Aus dem Etat werden
auch die Mitarbeiter und die
Sachmittel bezahlt. Nixdorf
zu seinem Engagement: "Sport
ist für mich eine der schön¬
sten Sachen auf der Welt."
Dem Arbeitsmarkt für quali¬
fizierte Sportlehrer bewer¬
tete er skeptisch. Es stimme
ihn nachdenklich, wenn sich
Akademiker als Taxichaffeure
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verdingen müßten. Politiker
und Bildungsexperten seien

hier aufgerufen, so Nixdorf,
Abhilfe zu schaffen.

Bei der Vertragsunterzeichnung im Großen Sitzungssaal (von
links nach rechts): Uni-Rektor Prof. Dr. Friedrich Buttler,
Heinz Nixdorf, Dr. Rolf Krumsiek, Uni-Kanzler Ulrich Hintze.

WRK- Plädoyer für die Geisteswissenschaften

Computer allein reichen nicht aus

Bamberg (dpa). Je moder¬
ner die moderne Welt wird,
desto unvermeidlicher werden
die Geisteswissenschaften.
Diese vom Gießener Philoso¬
phiewissenschaftler Prof.
Odo Marquard auf der Jahres¬
versammlung der Westdeut¬
schen Rektorenkonferenz
(WRK) in Bamberg vertretene
These wurde zum Leitgedanken
der Beratungen der Spitzen
der 174 WRK-Mitgliedshoch-
schulen vom 5. bis 7. Mai.
Vor dem Hintergrund der öf¬
fentlichen Debatte, die der
modernen Technologie und den
Naturwissenschaften weitge¬
hend Vorrang einräumt, hatte

die WRK das Thema "Anspruch
und Herausforderung der Gei¬
steswissenschaften" in den
Mittelpunkt der Jahresver¬
sammlung gestellt. Das Er¬
gebnis faßte WRK-Präsident
Prof. Theodor Berchem (Würz¬
burg) in dem Satz zusammen:
"Wir brauchen die Geistes¬
wissenschaften - und zwar
unabhängig vom schwankenden
Bedarf an Lehrerbildung".
Die Hochschulrektoren und
-Präsidenten machten damit
deutlich, daß eine breite
Pflege aller Wissenschaften
auch für die Zukunft ge¬
sichert werden muß.

Gegenseitige Abhängigkeit

Zum Auftakt der Tagung
hatte Berchem die Sorge ge¬
äußert, daß die öffentliche
Wissenschaftsdebatte "ganz
und gar in den Sog einer ein¬
seitigen Technologieorientie¬
rung" gerät und die Geistes¬
wissenschaften benachteiligt
werden. Dabei gehe es nicht
vorrangig um die Frage der
richtigen Verteilung öffent¬
licher Mittel, sondern um die
Entwicklung des öffentlichen
Bewußtseins von der gegensei¬
tigen Abhängigkeit und der
dringend notwendigen Zusam- .
menarbeit von Geistes- und
Naturwissenschaften. Als Bei¬
spiel nannte er die Unter¬
suchung der Auswirkungen mo¬
derner Technik auf die Men¬
schen, die Prüfung der Gren¬
zen von Tierversuchen und der
Gefahren der Gen-Forschung
bis hin zum beängstigenden,
aber offenbar unaufhaltsam
wachsenden Engagement der
Wissenschaft beim Entwickeln
immer neuer Vernichtungswaf¬
fen.

"Geisteswissenschaften
brauchen liberalen Staat'

Die in Bamberg versammel¬
ten Wissenschaftler zeigten
sich einig darin, daß die
Geisteswissenschaften in der
modernen Welt von heute für
die Erhaltung eigenständiger
Kulturen unentbehrlich sind,
wie es der Tübinger Soziologe
Prof. Friedrich H. Tenbruck
formulierte. Die Geisteswis¬
senschaften brauchten einen
liberalen Staat, der sie
nicht nur fördere, sondern
sie auch auf die Klärung je¬
ner geistigen Fragen hindrän¬
ge, die in der Politik steck¬
ten, ohne jedoch "geistig zu
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dekretieren". Wo der Staat
sie nicht fordert, sieht
Tenbruck die Gefahr, daß die
Geisteswissenschaften sich
in ihre Fächer zurückziehen
oder versuchten, Anlehnungen
bei "weltanschaulichen Mäch¬
ten" zu suchen. Nach Ansicht
des Berliner Germanisten
Prof. Bernhard Lämmert
stellt der naturwissen¬
schaftliche Fortschritt eine
Herausforderung an die Gei¬
steswissenschaften dar, von
deren Bewältigung nicht nur
ihre eigene künftige Rolle,
sondern auch das zukünftige
Gesicht unserer Zivilisation
wesentlich mitbestimmt wird.
Im Blick auf die Computer¬
technik, die heute bereits

Paderborn (ghp). Ein von
allen Beteiligten als ekla¬
tant und dramatisch einge¬
stufter geringer Anteil von
Frauen an der Uni-GH, vor
allem im Wissenschaftsbe¬
reich und in der Studenten-

—Schaft, muß, wo eben mög¬
lich, abgebaut werden. Wie
dies geschehen soll, darüber
gingen die Meinungen der
Vertreter auf dem Podium
auseinander. Zwei 'Frak¬
tionen' diskutierten auf
Einladung des autonomen
Frauen-Projektbereichs und
des AStA am 14. Mai im Hör¬
saal C 2 unter dem Motto
"Her mit der halben Gesamt¬
hochschule". Auf der einen
Seite die Vertreterinnen
einer feministischen Frauen-
hochschulpolitik, Irmgard
Klönne vom Fachbereich 1,
Sybille Raasch von der Hoch¬
schule für Wirtschaft und

die meisten Lebensgebiete
erfaßt habe, sagte er, der
kulturelle Spielraum ihrer
Verwendbarkeit müsse Gegen¬
stand der Kulturwissenschaf¬
ten werden. Prof. Oskar
Mahrenholtz, Maschinenbau¬
wissenschaftler an der TH
Hamburg-Harburg, mahnte, die
Geisteswissenschaften auch
künftig stellen- und etat¬
mäßig angemessen zu berück¬
sichtigen. Für eine Aufgabe
der Wissenschaft insgesamt
halte er es, von Zeit zu
Zeit eine "Gesamtschau" zu
versuchen. Bei einer solchen
Ortsbestimmung seien die
Geisteswissenschaften, ins¬
besondere die Philosophen,
gefordert.

Politik Hamburg und die
stellvertretende AStA-Vor-
sitzende Angelika Gausmann,
auf der anderen Seite Uni-
Rektor Prof. Dr. Friedrich
Buttler und Prof. Dr. Hart¬
mut Steinecke, Literatur¬
wissenschaftler am Fachbe¬
reich 3.

"Quotenregelung einführen"

Quotierung hieß ein
Schlagwort, dessen Umset¬
zung die einen forderten
und die anderen nicht aus¬
drücklich ablehnten. Mit der
Quotierung ist gemeint, daß
die Stellen im wissenschaft¬
lichen Bereich des öffentli¬
chen Dienstes zur Hälfte mit
Frauen und zur anderen Hälf¬
te mit Männern besetzt wer¬

den sollen. Diese Regelung,
festgehalten beispielsweise
für Nordrhein-Westfalen in
einem besonderem Programm,
sei, so Juristin Sybille
Raasch, für die Frauen legi¬
tim und rechtens. Die im
Grundgesetz geforderte
Gleichbehandlung der Ge¬
schlechter sei in der Reali¬
tät nicht gegeben. Grundge¬
setzauftrag und -Wirklich¬
keit klafften auseinander.
Deshalb die Quotenregelung,
die vorsieht, daß bei glei¬
cher Qualifikation der Be¬
werber den Frauen solange
Priorität vor den Männern
eingeräumt wird, bis an der
betreffenden Institution
eine zahlenmäßige geschlecht¬
liche Parität erreicht ist.
Raasch: "Quotenregelung
heißt nicht, daß unterquali¬
fizierte Frauen dem Bewerber
vorgezogen werden sollen".

Wenige Frauen in
technischen Fächern

Rektor Buttler hält die
Quotenregelung zwar für
"wünschenswert", sieht je¬
doch gleichsam die Situation
der Hochschulen im Lande:
freiwerdende Hochschulleh¬
rerstellen seien Mangelware,
die Zahl der Wissenschaft¬
lerinnen in den technischen
Fächern sehr gering. Wie
soll hier die Quotenregelung
greifen können, fragte der
Rektor rhetorisch und fügte
hinzu, die Gleichbehandlung
der Bewerber zum Beispiel um
eine Hochschullehrerstelle
müsse nicht durch eine Quo¬
tenregelung festgelegt wer¬
den, die Gleichbehandlung
würde vielmehr durch die
Kriterien des Wissenschafts¬
betriebs gewährleistet.

Quotenregelung und Frauenbeauftragte

Wissenschaftlerinnen wenden sich
gegen Frauendiskriminierung an Unis

5



Frauenbeauftragte

Kontrovers diskutiert
wurde die Einrichtung einer
Frauenbeauftragtenstelle an
der Uni-GH. Diese bundesweit
von den organisierten Wis¬
senschaftlerinnen ins Ge¬
spräch gebrachte Institutio¬
nalisierung sieht umfang¬
reiche Kompetenzen für die
Frauenbeauftrage vor. Da
heißt es u.a. "Beratung und
Unterstützung von Frauen,
die sich aufgrund des Ver¬
dachts der Diskriminierung
bei Beförderungs-, Beru-
fungs- und Einstellungsver¬
fahren an sie wendet, Kon¬
trolle durch Einsicht in
Akten bei den Verfahren,
Ausarbeitung und Kontrolle
von Frauenförderungsplänen,
Überwachung und Vertrags¬
verlängerungen" . Die Beauf¬
tragte, die über "fundierte
frauenpolitische Kenntnisse
verfügen (muß)", soll Sitz
und Stimme in allen fachbe¬
reichsübergreifenden Gremien

Paderborn (ghp). Ist die
überragende Kraft der Musik
von Johann Sebastian Bach in
erster Linie auf eine mei¬
sterliche Beherrschung musi¬
kalischer Darstellungs- und
Ausdrucksformen zurückzufüh¬
ren, auf einen spezifischen
Sprachcharakter, dessen Her¬
kunft aus der engen Bezie¬
hung zwischen der Kunstlehre
der Musik und der Rhetorik
im 16. und 17. Jahrhundert
abgeleitet werden kann? Wur-

haben, die unmittelbare Ent¬
scheidungen treffen, die für
Frauen relevant sind. Be¬
gründet wird die Forderung
nach einer Frauenbeauftrag¬
ten u.a. mit der durch "sub¬
tile und offensichtliche
Diskriminierung" gekenn¬
zeichneten Situation der
Frauen auch an der (Pader¬
borner) Hochschule.

AStA-Referentin Gausmann:
"Es mangelt am öffentlichen
Bewußtsein für die Diskrimi¬
nierung der Frauen." Auch
deshalb, dies zu ändern, sei
die Frauenbeauftragte drin¬
gend notwendig. Rektor
Buttler zu den weitgehenden
Forderungen: "Ich rate Ih¬
nen, bei der Diskussion um
die Kompetenzen der Frauen¬
beauftragten die Grundord¬
nung im Auge zu behalten."
Das bislang Festgeschriebene
würde im Falle der Reali¬
sierung eine Änderung der
Grundordnung zur Bedingung
machen. Ob im Konvent dazu
die erforderliche Zweidrit¬
telmehrheit zustande käme,
bezweifelte Buttler.

den die höchsten rhetori¬
schen Leistungen jener Zeit
tatsächlich von Musikern
erbracht, wie in der musik¬
wissenschaftlichen Diskus¬
sion oft zu hören ist? Ge¬
hört die Betrachtung der
Barockmusik unter dem Ge¬
sichtspunkt rhetorischer
Verfahrensweisen zum ge¬
sicherten Grundbestand mu¬
sikwissenschaftlicher Unter¬
suchung smethoden?

Prof. Dr. Arno Forchert,

Musikwissenschaftler an der
Uni-GH, untersuchte diese
Fragen und trug seine Ergeb¬
nisse am 4. Juni im Hörsaal
C 1 der Hochschule vor. Um
es vorweg zu nehmen: der
Bach-Experte Forchert hält
die Wahrscheinlichkeit für
gering, daß der Große Musi¬
ker "mit voller Absicht sei¬
nem Schaffen rhetorische
Konzepte zugrundegelegt ha¬
ben sollte". Mit seiner The¬
se setzt sich Forchert ab
von der vor allem in diesem
Jahrhundert von vielen Mu¬
sikwissenschaftlern vertre¬
tenen Sichtweise, Bach sei
ein begnadeter Rhetoriker
gewesen.

Wie begründet Forchert
seine hiervon abweichenden >-
Erkenntnisse? Vor allem
durch den Rückgriff eines
von ihm ausfindig gemachten
Schullehrbuchs, das dem
Schüler Bach als Grundlage
für etwaige Kenntnisse der
Rhetorik gedient haben
könnte. Kaum einer der Bach-
Forscher, so Forchert "hat
versäumt, auf die Bedeutung
des Unterrichts hinzuwei¬
sen". Niemand habe sich je¬
doch bislang mit dem Lehr¬
buch befaßt, das Bachs Rhe¬
torikunterricht in der Schu¬
le zugrunde lag. Forchert
hat dies nun nachgeholt.

Das Buch erschien 1680 in
Göttingen, ist 88 Seiten
stark und behandelt die
Rhetorik in sehr kompremier-
ter Form. Es sei, wertet
Forchert, "mehr ein Skelett
der Rhetorik". Schwer vor¬
stellbar, so der Musikwis¬
senschaftler weiter, "daß
eine Schule, die sich für
ihre oberste Klasse mit ei¬
nem solchen Lehrbuch begnüg¬
te, noch irgendwelchen beson¬
deren Wert auf eine gründ¬
liche rhetorische Ausbildung
ihrer Schüler legte".

Und der Stellenwert des
Erlernens eben dieser Rhe¬
torik im Unterricht war,
da sind sich nicht nur die

Musikwissenschaftler Prof. Forchert:

„Bach war kein Rhetoriker"
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Musikwissenschaftler einig,
immens. Im Konzept der Schu¬
len, insbesondere in der
Organisation des protestan¬
tischen Schulwesens, war die
Einführung in die Rhetorik
laut Forchert sowohl Höhe-
und Endpunkt der jahrelangen
Beschäftigung mit der latei¬
nischen Sprache und lateini¬
schen Schriftstellern als
auch Vorbereitung für das
Universitätsstudium. Die
Schüler mußten ein gegebenes
Thema nach dem Vorbild anti¬
ker Autoren in mündlicher
und schriftlicher Form selb¬
ständig behandeln, dies nach
den Rhetorikerschriften der
Klassiker wie Aristoteles,
Cicero und Quintilian.

Gesichterte Erkenntnis
zum Musik-Unterricht?

Ausgehend von diesem Rhe¬
torikunterricht entwickelte
sich im Zuge der Reformation
an den protestantischen Schu¬
len eine musikalische Rheto¬
rik, die jedoch, so Forchert,
ein genau umrissenes Ziel
hatte: die Heranbildung von
Sängern, die in der Lage
sein sollten, mehrstimmige
Kompositionen in möglichst
kurzer Zeit einzuüben und

^vorzutragen. Ein spezieller
Kompositionsunterricht sei
im Lehrplan der Lateinschu¬
len jedoch nicht vorgesehen,
gewesen, bemerkte der Pader¬
borner Musikwissenschaftler
und fuhr fort: "Wir stehen
vor der Situation, daß wir
über die Art, wie die Mehr¬
zahl der deutschen Komponi¬
sten damals ihr Handwerk er¬
lernten, uns nur sehr allge¬
meine Vorstellungen machen
können, und zwar nicht zu¬
letzt deswegen, weil die uns
durch den Druck überliefer¬
ten, ausführlichen Komposi¬
tionslehren in vielen Fällen
andere als unmittelbare Un¬

terrichtszwecke verfolgen".
Folgt man Forchert, so

liegen gesicherte, aussage¬
kräftige Erkenntnisse über
den musikalischen Rhetorik¬
unterricht jener Zeit nicht
vor. Die Hinweise darauf,
daß die Komponisten ihre
vorhandenen rhetorischen
Kenntnisse und Fähigkeiten
gezielt in ihre Musik haben
einfließen lassen, eine mu¬
sikalische Figurenlehre auf
Grundlage der Rhetorik haben
entstehen lassen, seien
spärlich bzw. mit Skepsis zu
betrachten. Forchert zusam¬
menfassend: "Die musiktheo¬
retische Lehre, sofern sie
uns in Musiktraktaten aus
der Zeit zwischen 1600 und
1750 überliefert ist, er¬
laubt nicht so weitgehende
Schlüsse, wie sie von eini¬
gen Musikforschern gezogen
worden sind, die meinten, in
einer musikalisch-rhetori¬
schen Figurenlehre den
Schlüssel für das Wort - Ton
- Verhältnis des Barocks
in Händen zu halten. Der
scheinbar so sichere histo¬
rische Grund, auf dem die
zahllosen Arbeiten zu stehen
glaubten, die mit Hilfe der
rhetorischen Figurenlehre
zum Verständnis von Bachs
Vokalmusik gelangen wollten,
ist in Wahrheit ein äußerst
schwankender."

Auf Bachs Wirken gemünzt,
meinte Forchert an anderer
Stelle: "Die Wahrscheinlich¬
keit, daß er mit voller Ab¬
sicht seinem Schaffen rheto¬
rische Konzepte zugrundege¬
legt haben sollte, sei es
auf dem Wege über irgendeine
Kompositionslehre, sei es
durch schulische Anregung,
ist gering."

Vielleicht sei seine
Musik gerade deshalb über
Jahrhunderte hinweg aktuell
und lebendig geblieben,
schloß Forchert.

KURZ BERICHTET

Anke Brunn
neue Wissenschafts-
ministerin in Düsseldorf

Düsseldorf (dpa). - Die
Kölner SPD-Politikerin Anke
Brunn ist neue Wissenschafts¬
ministerin im nordrhein-
westfälischen Landeskabinett
von Ministerpräsident Rau
geworden. Sie löste Rolf
Krumsiek (SPD) ab, der in
das Justizressort überwech¬
selte. Hans Schwier (SPD)
bleibt Kultusminister.

Bereits 1980 war Frau
Brunn bei der damaligen Re¬
gierungsbildung im Gespräch.
Die Chancen, das Amt des
Bundesratsministers zu über¬
nehmen, zerschlugen sich je¬
doch vor fünf Jahren. Die
heute 42jährige Politikerin
erhielt dennoch bald darauf
ein Regierungsamt, aller¬
dings im Berliner Senat.
Hans-Jochen Vogel holte sie
1981 für das Ressort Familie
Jugend und Sport. Das Sena¬
torinnenamt konnte sie nur
zwei Jahre ausüben, weil die
SPD 1983 bei den Berliner
Wahlen die Mehrheit verlor.

25,75 Mio. Mark Sur
DAAD - Stipendien

Bonn (BMBW). Für das Jahr
1985 hat der Bundesminister
für Bildung und Wissenschaft
dem Deutschen Akademischen
Austauschdienst (DAAD) 25,75
Mio. DM für Stipendien,
Teilstipendien und Reisebei¬
hilfen für Auslandsaufent¬
halte junger deutscher Aka¬
demiker und deutscher Stu-
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denten zur Verfügung ge¬
stellt. Damit wurden gegen¬
über dem Vorjahr die Mittel
um mehr als 3 Mio. DM und im
Zeitraum von 1983 bis 1985
um rd. 25 Prozent erhöht.
Weitere Mittel für die Ver¬
gabe von Auslandsstipendien,
speziell für Fachhochschul¬
studenten, erhalten die Ful-
brigth Kommission und die
Carl-Duisberg-Gesellschaft.

Bundesminister Dr. Doro-
thee Wilms wies auf die mit
einem Auslandsaufenthalt
verbundenen Chancen für die
berufliche Zukunft des ein¬
zelnen hin. "Auslandsauf¬
enthalte - seien es Studium
oder Praktikum - haben einen
hohen Bildungswert und ver¬
bessern in vielen Fällen die
Chancen im beruflichen Wett¬
bewerb. Sie vermitteln über
den engeren fachlichen Be¬
zug zum späteren Beruf hin¬
aus wertvolle zusätzliche
Erfahrungen, Kenntnisse und
Fähigkeiten. Auslandsaufent¬
halte tragen aber auch zur
Verbesserung der Beziehungen
zwischen den Völkern bei."

Neue Technologien
ohne Frauen?

Bonn (dpa). Auf das alar¬
mierend geringe Interesse
junger Mädchen an neuen
Technologien hat Bundesbil¬
dungsministerin Dorothee
Wilms (CDU) am 10. Mai bei
der Siegerehrung im Bundes¬
wettbewerb Informatik in
Paderborn hingewiesen. Unter
den besten dieses Wettbe¬
werbs sei kein einziges Mäd¬
chen. Insgesamt seien nur
zwei Prozent aller Teilneh¬
mer Mädchen gewesen. "Dies
ist ein Alarmzeichen", sagte
die Ministerin. Wenn in Zu¬
kunft in vielen Berufsberei¬
chen die neuen Informations¬
technologien eine zentrale

Bedeutung haben würden, müß¬
ten alle Anstrengungen unter¬
nommen werden, daß nicht für
Frauen neue Benachteiligun¬
gen dadurch entstehen, daß
sie für die neuen Technolo¬
gien nicht qualifiziert sind.

"Wir müssen eine neue
Zweiteilung des Arbeitsmark¬
tes unbedingt vermeiden",
fordert die Ministerin. Sie
bezeichnete es als notwendig,
gemeinsam den Ursachen dafür
nachzugehen, warum Frauen
sich bislang so auffällig
von der modernen Technik
fernhalten würden. Als mög¬
liche Ursache nannte sie
überholte Rollenvorstel]un-
gen in der Gesellschaft, bei
den Betrieben, aber auch in
der Schule und im Elternhaus.
An die Veranstalter des vom
Bundesbildungsministerium
finanziell geförderten Wett¬
bewerbs Informatik, der Ge¬
sellschaft für Mathematik
und Datenverarbeitung, ap¬
pellierte sie, Lösungswege
für die schwierige Aufgabe
zu finden, daß Mädchen ver¬
stärkt an die neuen Infor¬
mationstechniken herange¬
führt werden. An dem seit
1980/81 veranstalteten Wett¬
bewerb beteiligten sich
diesmal 150 Jugendliche mit
131 Beiträgen - rund 70 we¬
niger als im Vorjahr.

Weiterbildung
wichtige Aufgabe
Sur Hochschulen

Bonn (dpa). - Bildungs¬
ministerin Dorothee Wilms
(CDU) hat dazu aufgerufen,
mehr für die Weiterbildung
zu werben und die Bereit¬
schaft der Bürger zum lebens¬
langen Lernen zu stärken.
Der wirtschaftliche, techni¬
sche und soziale Struktur¬
wandel sei nur auf der Basis
einer steigenden Qualifika¬
tion der Bürger zu vollzie¬

hen, heißt es in den von ihr
am 9. Mai vor der Presse in
Bonn vorgelegten "Thesen zur
Weiterbildung". Die Ministe¬
rin machte dabei deutlich,
daß eine staatliche Kon¬
struktion eines flächendek-
kenden Angebots an Weiter¬
bildungsmöglichkeiten, wie
sie in Vorstellungen der
70er Jahre angestrebt worden
sei, von der Bundesregierung
nicht beabsichtigt werde.
Das System der Weiterbildung
lebe von der Offenheit, Fle¬
xibilität und der Konkurrenz
in einem staatlich gesetzten
Datenrahmen. Sie räumte al¬
lerdings ein, daß die Wei¬
terbildung in Teilbereichen
den Charakter einer öffent-
liehen Daseinsvorsorge habe*
Dies gelte für die berufli¬
che Weiterbildung und Um¬
schulung , aber auch für die
gesundheitliche Vorsorge und
die politische Bildung.

Nach Auffassung von Frau
Wilms stellt die Weiterbil¬
dung auch für die Hochschu¬
len eine wichtige Aufgabe
dar. Vor allem müßten wei¬
terbildende Studiengänge
verstärkt entwickelt werden,
die auch qualifizierten
Berufstätigen ohne Abitur
offenstehen sollten. Dabei
müßten sich die Universitä¬
ten dem Wettbewerb mit an¬
deren Trägern der Weiterbil-^
dung stellen.

Hochschulbau:
Erhaltung der
Infrastruktur

Köln. Für den 15. Rahmen¬
plan für den Hochschulbau,
der von 1986 bis 1989 läuft,
hat der Wissenschaftsrat In¬
vestitionen in Höhe von rund
8,6 Milliarden DM empfohlen.
Davon entfallen rund 2,1
Milliarden DM auf Vorhaben,
die neu zur Aufnahme in den
Rahmenplan empfohlen worden
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sind. Der jährlich aktuali¬
sierte Rahmenplan ist die
Grundlage der von Bund und
Ländern gemeinsam getragenen
Finanzierung der Bauten und
wissenschaftlichen Großge¬
räte .

Schwerpunkte der künfti¬
gen Hochschulinvestitionen
sind Erneuerungs- und Erwei¬
terungsbauten für experimen¬
tell arbeitende Natur- und
Ingenieurwissenschaften, Er¬
satzinvestitionen für ver¬
altete Kliniken und wissen¬
schaftliche Großgeräte. Da¬
neben werden mehrere Ersatz-
und Erweiterungsbauten für
Fachhochschulen sowie Kunst-
und Musikhochschulen empfoh¬
len. Bei den künftigen Hoch-

^schulinvestitionen geht es
nicht mehr wie in den 70er
Jahren um zusätzliche Stu¬
dienplätze, sondern um den
Erhalt der Infrastruktur für
die Aufgaben der Hochschule
in Forschung, Lehre und
Nachwuchsförderung. Die
Hochschulforschung erhält
ein wachsendes Gewicht als
Zweck der Investition.

Beispiele für neu in den
Rahmenplan empfohlene In¬
vestitionen:
- Großgeräte für Forschung

und Lehre als Ersatz für
veralterte Geräte. - Jähr¬
lich wurden hierfür rund
200 Millionen DM empfohlen.

Ä - Mikrocomputer für Lehre
und Forschung im Rahmen
des Computer-Investitions-
Programms (CIP). - Als er¬
ste Phase für 1985/86 sind
rund 90 Millionen DM emp¬
fohlen worden.

- Erneuerung veralteter In¬
stituts- und Laborgebäude
der Natur- und Ingenieur¬
wissenschaften und ihrer
Betriebstechnik, so an der
Technischen Hochschule Aa¬
chen (Institut für Kraft¬
fahrwesen) , FU Berlin (An¬
gewandte Genetik), Hanno¬
ver (Chemie) und Mainz
(Biologie und Chemie).

- Neubau für das Bayerische

Geoinstitut (Geowissen-
schaften) an der Universi¬
tät Bayreuth für 36 Milli¬
onen DM.

- Neu- und Erweiterungsbau¬
ten für die Informatik und
Wirtschaftsinformatik an
den Universitäten Berlin
(FU), Erlangen-Nürnberg,
Kaiserslautern, München
(TU), Paderborn und Saar¬
brücken und an den Fach¬
hochschulen Flensburg und
Wiesbaden.

- Neubauten für die Univer¬
sitätsbibliotheken in Göt¬
tingen und Ulm.

Interesse am
Studium gesunken

Wiesbaden (dpa). Das In¬
teresse an einem Studium hat
bei den deutschen Schülern
erneut nachgelassen. Wie das
Statistische Bundesamt in
Wiesbaden am 13. Mai als Er¬
gebnis einer Umfrage unter
Schülern mitteilte, wollen
von den 270 000 Schülern,
die 1985 die Hochschul- oder
Fachhochschulreife erlangen,
158 700 oder 58,6 Prozent
studieren, 1984 hatten dies
noch 59,2 Prozent der Schü¬
ler beabsichtigt.

Seit 1972 - damals woll¬
ten 89,7 Prozent der Schüler
nach dem Erreichen der Hoch¬
schul- oder Fachhochschul¬
reife auch studieren - sei
der Anteil der Studienwilli¬
gen beinahe ständig gesunken.
Außerdem hat sich laut Sta¬
tistik im Vergleich zum Vor¬
jahr die Zahl der zur Reife¬
prüfung anstehenden Schüler
um 3,6 Prozent vermindert.

Für die Schüler war wie
in den Vorjahren ein Studium
attraktiver als für Schüle¬
rinnen: Bei den Schülern ha¬
be der Anteil der Studien¬
willigen mit 66,7 Prozent
(1984: 67,2 Prozent) wieder

deutlich höher gelegen als
bei den Schülerinnen mit
49.1 Prozent (1984: 49,6
Prozent), berichteten die
Statistiker.

Der Anteil jener, die
nicht studieren wollen, ist
- so das Statistische Bun¬
desamt - 1985 gegenüber 1984
von 15,9 auf 17,2 Prozent
gestiegen. Während jede
vierte Schülerin (25,3 Pro¬
zent) keine Studienabsichten
äußerte, wollte von den
männlichen Befragten nur je¬
der zehnte (10,3 Prozent)
kein Studium aufnehmen. Re¬
lativ groß sei der Anteil
der Unentschlossenen mit
24.2 Prozent (1984: 24,8
Prozent).

Ein Studium im Bereich
der Ingenieurwissenschaften
stehe mit 25,0 Prozent in
der Gunst der Studienwilli¬
gen am höchsten, gefolgt von
den Rechts-, Wirtschafts¬
und Sozialwissenschaften
(20,4 Prozent) sowie der
Mathematik und den Naturwis¬
senschaften (14,4 Prozent).
Dagegen habe das Lehramts¬
studium an Anziehungskraft
verloren: Von den Studien¬
willigen, die die Hochschul¬
reife anstreben, möchten nur
noch 4,6 Prozent (insgesamt
5 900) Lehrer werden (1984:
5,5 Prozent).

WUms für
Praxis - Semester

Luxemburg (dpa). - In der
Europäischen Gemeinschaft
ist eine Zusammenarbeit zwi¬
schen den Hochschulen und
der Industrie dringend not¬
wendig, wenn Europa mit dem
technologischen Wandel
Schritt halten will. Dieser
Uberzeugung waren am 3. Juni
in Luxemburg die für Bil¬
dungsfragen zuständigen Mi¬
nister der EG-Staaten auf
ihrer Ratstagung. Die Mehr-
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heit der Minister bemängel¬
te, daß zwischen der Theorie
an den Universitäten und der
Praxis in den Unternehmen
eine tiefe Lücke klafft.

Die deutsche Bildungsmi¬
nisterin Dorothee Wilms
(CDU) schlug zur Beseitigung
dieser Mängel vor, daß ein
Praxis-Semester während des
Studiums eingeführt werden
sollte. Sie kritisierte, daß
nur 12 Prozent der Hoch¬
schullehrer praktische Er¬
fahrungen in ihrem Unter¬
richtsfach hätten.

Als vorrangig wird vor
allem eine größere Transpa¬
renz der praxisbezogenen
Ausbildungsmöglichkeiten für
kleinere und mittlere Be¬
triebe angesehen. In vielen
Großunternehmen sei es be¬
reits üblich, Hochschüler
während ihres Studiums mit
der praktischen Arbeit ver¬
traut zu machen.

Die Luxemburger Konferenz
galt zunächst einem Mei-
nungsaustauch, wo Mängel
zwischen praktischen und
theoretischen Kenntnissen
bestehen und wie sie besei¬
tigt werden können. Diese
Frage ist nach Ansicht von
Beobachtern vor allem des¬
halb akut, weil der Bedarf
an hochqualifizierten Ar¬
beitskräften bei der Ent¬
wicklung der Spitzentechno¬
logie ständig steigt.

Der Erfahrungsaustausch
in Luxemburg zielt darauf
ab, ein Programm für engere
Zusammenarbeit zwischen den
Universitäten und den Unter¬
nehmen auf EG-Ebene auszuar¬
beiten. Dieses wird nach An¬
sicht von Experten letztlich
Europa auch in seinem indu¬
striellen Konkurrenzkampf
mit den Amerikanern und Ja¬
panern zugute kommen.

Nachrichten aus
der Hochschule

Die Ergänzungsstudien¬
gänge Elektrotechnik und Ma¬
schinenbau sind genehmigt
worden. Sie sollen den qua¬
lifizierten Fachhochschulab¬
solventen eine verstärkte
wissenschaftstheoretische
Zusatzausbildung anbieten.
Vorgesehen ist, die mit der
Diplomprüfung abschließenden
Ergänzungsstudiengangs auf
fünf Semester anzulegen.
Nach erfolgreichem Abschluß
besteht die Möglichkeit,
sich zu promovieren. Wann
die FH-(Studiengangs-)Ab¬
solventen ihr Studium auf¬
nehmen können, hängt nun
davon ab, wie schnell Prü-
fungs- und Studienordnung
verabschiedet werden.

*

Die 8 : 5 -Regelung in
den integrierten Studiengän¬
gen besteht auch weiterhin.
Sie besagt, daß zur Verbin¬
dung von theoretischen und
praktischen Ausbildungsin¬
halten in diesen Studien¬
gängen der Personaleinsatz
im Verhältnis von acht a-Pro-
fessoren und fünf b-Profes-
soren stehen muß. Dieses In¬
tegrationsgebot ist bislang
in den Fachbereichen Physik
und Mathematik - Informatik
verwirklicht worden. Das
Rektorat hat auf dem consi-
lium decanale hervorgehoben,
daß das Integrationsangebot
auch bezogen auf die einzel¬
nen Studienrichtungen zu be¬
obachten sei. In Ausnahme¬
fällen könne auch dann die
Wiederbesetzung einer b-Pro-

fessur in Frage kommen, wenn
die 8 : 5 -Regelung noch
nicht erreicht sei.

*

Uni-Kanzler Ulrich Hintze
hat an die Fachbereiche den
dringenden Appell gerichtet,
dafür Sorge zu tragen, daß
die Sachmittel kontinuier¬
lich abfließen. Wegen der
finanziellen Engpässe der
Hochschule sei es nicht hin¬
nehmbar, Haushaltsmittel
verfallen zu lassen.

*

Das Audiovisulle Medien¬
zentrum (AVMZ), bislang eine
Zentrale Einrichtung an der
Uni-GH, wird nach dem Be¬
schluß des Senats auf seiner
20. Sitzung als zentrale Be¬
triebseinheit neu organi¬
siert werden. Der Senat
folgt damit einer Empfehlung
der Kommission für Planung
und Finanzen (KPF), die sich
ihrerseits, mit der Zustim¬
mung des AVMZ-Beitrats, da¬
für ausgesprochen hatte, das
Medienzentrum auf den Sta¬
tus eines reinen Dienstlei¬
stungsbetriebes zurückzu¬
führen. Begründung u.a.: Un¬
behagen über das Volumen der
vom AVMZ gebundenen perso¬
nellen, räumlichen und säch¬
lichen Ressourcen, so KPF-
Vorsitzender Prof. Dr. Georg
Hartmann.

Die vom Senat bei einer
Enthaltung und keiner Ge¬
genstimme verabschiedete
neue AVMZ-Satzung läßt u.a.
die Beschäftigung von wis¬
senschaftlichen Mitarbeitern
des AVMZ mit mediendidakti¬
schen Fragestellungen zu.
Umsetzungen des wissen¬
schaftlichen Personals sind
jedoch unausweichlich. An
die Auflösung von Arbeits¬
verhältnissen sei nicht ge¬
dacht, betonte das Rektorat
auf der Senatssitzung.
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*

Ein zusätzliches Programm
zur Förderung besonders qua¬
lifizierter, promovierter
junger Wissenschaftler, das
sogenannte Postdoktoranden-
programm, führt die Deutsche
Forschungsgemeinschaft (DFG)
durch. Geisteswissenschaft¬
liche Fächer und die Infor¬
matik sind insbesondere an¬
gesprochen. Zwei Bewerber
aus Paderborn werden für
dieses Programm noch gesucht.

*

Im Rahmen der Einzelfor¬
schungsförderung hat das Mi¬
nisterium für Wissenschaft

Ä nd Forschung im vergange¬
nen Jahr Wissenschaftlern
unserer Hochschule insge¬
samt rund 700 000 Mark zur
Verfügung gestellt. Die An¬
träge zu Projektförderungen
für das kommende Jahr müssen
bis zum 1. Juli gestellt
sein. Die Mitglieder der
Forschungskommission sind
nach Auskunft des Kommissi¬
onsvorsitzenden, Prof. Dr.
Burkhard Monien, gerne be¬
reit, bei der Antragstellung
zu helfen.

*

Zur 20. Senatssitzung am
^"^5. Mai legte das Rektorat

seine Prioritätenliste für
das laufende Jahr vor. Für
den Forschungsbereich wird
da u.a. festgehalten: Ab¬
schluß des Kooperationsver¬
trages mit der Nixdorf Com¬
puter AG auf dem Gebiet VLSI-
Design (Siehe auch Bericht
S. 3), Sicherung der Ein¬
richtung der "Umweltanaly¬
tik" am Fachbereich Chemie,
Förderung der Schwerpunkt¬
bildung im Bereich der Lite¬
raturwissenschaften, Heraus¬
gabe des Forschungsberichts,
Mitarbeit der Hochschule zur
Realisierung des Fiebiger-
Plans. Die Auslandskontakte

sollen weiter intensiviert
werden, vordringlich sei
hierbei, den Studenten eine
ausreichende Anzahl von Stu¬
dienplätzen im Ausland auf
der Grundlage von vertrag¬
lich festgelegten Vereinba¬
rungen anbieten zu können.
Mit Nachdruck wird die Ab¬
sicht verfolgt, ein Gäste¬
haus für die ausländigen Be¬
sucher einzurichten.

Weitere vordringliche
Aufgaben: Angleichung älte¬
rer Studien- und Prüfungs¬
ordnungen an das WissHG, Er¬
arbeitung von Einstufungs-
Prüfungsordnungen für Stu¬
dienbewerber mit und auch
ohne Hochschulreife in ein
höheres als das erste Seme¬
ster.

Im Bereich der Weiterbil¬
dungsaktivitäten will das
Rektorat vor allem das Zent¬
rum für Weiterbildung in
Meschede unterstützen und
die Lehrerfortbildung er¬
weitern. Für die Abteilungen
ist die zielstrebige Umset¬
zung des erarbeiteten Ser¬
vicegruppenkonzepts ins Auge
gefaßt.

*

Kuriosum bei den Wahlen
zum 14. Studentenparlament:
der Ring Christlich Demokra¬
tischer Studenten (RCDS)
wird im neuen Parlament
nicht vertreten sein. Die
CDU-nahe Studentenorganisa¬
tion hatte es versäumt, ihre
Kandidatenliste fristgerecht
einzureichen.

*

Nach der Fertigstellung der
Sporthalle im Jahre 1982
wurde im August 1984 mit dem
Bau eines Sportinstituts be¬
gonnen, das bereits Mitte
Mai 1985 fertiggestellt wer¬
den konnte. Durch den Neubau
wurden 298,57 m^ Hauptnutz¬
fläche geschaffen. Das ge¬
samte Fach Sport konnte am

31. Mai in den Neubau ein¬
ziehen. Die Baukosten betru¬
gen ca. 480 000 Mark.

PERSONALIEN

Erster Prof. h. c.

Paderborn (ghp). Direktor
Dipl.-Ing. Günter Bolle (Fo¬
to) ist auf Vorschlag des
Fachbereichs Elektrotechnik
die Bezeichnung "Honorarpro¬
fessor" zuerkannt worden.
Die Urkunde der vom Minister
für Wissenschaft und For¬
schung des Landes verliehe¬
nen Auszeichnung wurde Bolle
auf der Senatssitzung am 12.
Juni vom Rektorat der Uni¬
versität-Gesamthochschule
übergeben. Er ist der erste
Honorarprofessor ah der Pa¬
derborner Hochschule.

Das Gesetz über die wis¬
senschaftlichen Hochschulen
des Landes hält fest, daß
die Bezeichnung "Honorarpro¬
fessor" an Personen verlie¬
hen werden kann, "die auf
einem an der Hochschule ver¬
tretenen Fachgebiet hervor¬
ragende Leistungen in For¬
schung und Lehre oder in der
beruflichen Praxis hervorra¬
gende Leistungen bei der An¬
wendung oder Entwicklung von
wissenschaftlichen Erkennt¬
nissen und Methoden, ... ,
die den Anforderungen für
hauptberufliche Professoren
entsprechen, erbracht haben."
Dies trifft für Direktor
Dipl.-Ing. Bolle im besonde-
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ren Maße zu, wie auch die
vier Gutachter urteilen, die
seine Leistungen und seine
Persönlichkeit würdigten.

Über sechs Jahre hält der
Professor h.c. im Rahmen der
Wahlpflicht- und Pflicht¬
wahlfächer in der Elektro¬
technik Vorlesungen zum
Thema "Rundfunk- und Fern¬
sehtechnik". Bolle, 1927 in
Braunschweig geboren, stu¬
dierte Elektrotechnik an der
Technischen Hochschule
Karlsruhe und schloß sein
Studium 1953 mit dem Diplom
ab. Seine beruflichen Sta¬
tionen mit zunehmender Ver¬
antwortung waren u.a. in
Hannover bei der Firma Tele-
funken, in Hildesheim bei
den Blaupunkt-Werken, bis er
schließlich, 1980, in Stutt¬
gart zum Prokuristen und
Direktor der Robert Bosch
GmbH avancierte. Seitdem ist
er Leiter der Zentralabtei¬
lung Entwicklungskoordina¬
tion und Vorentwicklung
Nachrichtentechnik. Es ge¬
hört zu Bolles Aufgaben,
neue Forschungs- und Vorent¬
wicklungsprojekte zu veran¬
lassen und für deren erfolg¬

reichen Abschluß Sorge zu
tragen.

Die Professoren des Fach¬
bereiches Elektrotechnik
halten in ihrer Würdigung
fest, daß Bolles "Erfin¬
dungsanmeldungen und Patente
Beispiele herausragender In¬
genieurleistungen auf wis¬
senschaftlicher Grundlage
(sind)". "Die offenkundige
Begabung Herrn Direktor
Bolles", heißt es weiter,
"technisch-wissenschaftliche
Entwicklungen schon in einem
sehr frühen Stadium danach
beurteilen zu können, ob in
ihnen anwendungsfähige
Substanz steckt, ist in
Fachkreisen unumstritten."

Für den Fachbereich sei
Bolles Wirken "außerordent¬
lich hoch einzuschätzen".
Durch ihn entstanden viel¬
fältige Kontakte zu For¬
schungsinstitutionen und In¬
dustriefirmen. Nicht zuletzt
gibt Prof. h.c. Dipl.-Ing.
Günter Bolle vielen Hoch¬
schulabsolventen des inte¬
grierten Studiengangs nütz¬
liche Hinweise für ihren be¬
ruflichen Werdegang.

Berufliche Ausbildung im Jahr 2000

Neue Tätigkeitsfelder auf
entspanntem Arbeitsmarkt?

Die Bevölkerungsentwick¬
lung bis zum Jahr 2000 las¬
se, was den Arbeitsmarkt vor
allem für Berufsanfänger be¬
trifft, Optimistisches,
sprich weniger Arbeitslose,
erwarten. Auf dem Arbeits¬
markt gebe es spätestens in
15 Jahren ganz andere Rah¬
menbedingungen: vor allem
weit weniger junge Menschen,
die sich um freie Stellen
bewerben. Was Dr. Hubertus

Jungemann apokalyptisch als
"wir Deutsche sind eine
sterbende Nation" in Worte
faßte, wurde ihm von seinen
Diskussionspartnern, Ober¬
studiendirektor Jürgen
Ruland und Gero Liebner, we¬
niger dramatisch formuliert,
bestätigt: die sinkende Be¬
völkerungszahl und die we¬
sentlich geringere Zahl von
Berufsanfängern veränderten
die Chancen auf dem bundes¬

deutschen Arbeitsmarkt. Wie
hat unter solchen prognosti¬
zierten Voraussagen eine be¬
rufliche Ausbildung für das
Jahr 2000 auszusehen, die
die Auszubildenden nicht in
die Sackgasse Arbeitslosig¬
keit dirigiert, die dem Ar¬
beitsmarkt und den Interes¬
sen der jungen Leute gerecht
wird?

Pädagogik-Professor Dr.
Wilhelm Hagemann hatte die
drei Herren, Jungemann ist
Leiter der kaufmännischen
Ausbildung der Nixdorf Com¬
puter AG, Ruland Vorsitzen¬
der des Verbandes Lehrer an
berufsbildenden Schulen in
Nordrhein-Westfalen, Liebner
zuständiger Ausbildungslei¬
ter des Berufsbildungswerke'"
des DGB Westfalen-Lippe, am
23. Mai an die Hochschule
geholt, um u.a. eben jene
Fragen beantworten oder zu¬
mindest diskutieren zu las¬
sen.

"Kommunkationstechnik
auf dem Vormarsch"

Die momentanen Tätig¬
keitsfelder werden sich
rasch verändern, vor allem
im Büro, ist sich Jungemann
sicher. Die Kommunikations¬
technik sei weiter auf dem
Vormarsch, schaffe neue Ar¬
beitsplätze, benötige gleich¬
zeitig aber auch speziell
Ausgebildete. Er empfiehlt
jungen Leuten, sich "Schlüs¬
selqualifikationen" im ge¬
nannten Bereich anzugeignen,
die Grundlagen der Datenver¬
arbeitung zu erlernen, aller¬
dings nicht um "Programmspe¬
zis" (Jungemann) zu werden,
sondern sie sollten sich
"handlungsorientiert" aus¬
bilden lassen. Der Arbeits¬
markt, so Jungemann, sei ge¬
spalten; in vielen Bereichen
fehle es an Nachwuchs, ande¬
re, zum Beispiel in der Pä-
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pagogik, hätten ein Überan¬
gebot nicht vermittelbarer
Anwärter, die häufig von den
Universitäten kämen.

"Flexibilität
in der Ausbildung

Ruland hält einen Abbau
der Arbeitslosigkeit nur für
möglich, wenn ein Wirt¬
schaftswachstum von real 3
bis 4 % erreicht wird. Die
künftigen Arbeitnehmer müß¬
ten sich, da sich diese
Wachstumsrate wahrschein¬
lich nicht verwirklichen

— ließe, auf eine größere
Flexibilität bei der Berufs¬
ausbildung einstellen. Zwar
werde es bei den derzeit 432
Ausbildungsberufen in der
Bundesrepublik bleiben, "die
Sozialpartner sind sich ei¬
nig, daß man keine neuen Be¬
rufe braucht, sondern die
vorhandenen modifiziert"
(Ruland), jedoch werde die
Frage nach der Fortbildung
eine immer größere Rolle
spielen." Die Lebensarbeits¬
zeit ist länger als die
Arbeitszeit in einem be¬
stimmten Beruf", meinte
Ruland. Der betriebliche
Ausbildung werde immer grö-

~^ßere Bedeutung zukommen, der
Anteil der Berufsschulen am

berufsvorbereitenden und
-begleitenden Unterricht
verstärke sich. Die Spiel¬
räume der Weiterbildungs¬
möglichkeiten, die bislang
vom Staat angeboten würden,
seien "miserabel".

"Verkürzung der
Arbeitszeit"

DGB-Vertreter Liebner
sieht in einer breiten be¬
ruflichen Grundausbildung
Chancen für den Arbeitneh¬
mer der nächsten Jahrzehnte.
Angesichts der anhaltend ho¬
hen Arbeitslosigkeit sei
eine Verkürzung der Arbeits¬
zeit unumgänglich, um den
qualifizierten jungen Men¬
schen überhaupt den Einstieg
ins Berufsleben zu ermögli¬
chen. Liebner warnte vor der
Euphorie, auf dem "Rationa¬
lisierungsschlachtfeld Büro"
würden eine große Anzahl von
Arbeitsplätzen geschaffen.
Der Prototyp des neuen Heim¬
arbeiters, der an seinem
Home-Computer als z.B. Sach¬
bearbeiter einer Versiche¬
rungsfirma seine Fälle von A
bis Z erledigt, laufe Ge¬
fahr, zu vereinzeln. "Nicht
alle Lebensbeziehungen las¬
sen sich algorithmieren",
wertete Liebner.

Jahrestagung der Uni - Baudezernenten

„Zukunft mit Optimismus angehen"
Paderborn (ghp). Den 15. schaftlichen Hochschule

Geburtstag seiner Organisa- (ATA), am 30. Mai im Hörsaal
tion läutete H.-J. Recknagel, C 2 ein. Zur Begrüßung der
1. Sprecher der Arbeitsge- ATA-Jahrestagung erinnerte
meinschaft der technischen Recknagel seine Kollegen,
Abteilungen an der Wissen- zumeist Bau-Dezernenten der

Uni-Verwaltungen, an den
Zweck ihres Zusammenkommens:
Erfahrungen auszutauschen,
über Fortbildungen der tech¬
nischen Mitarbeiter nachzu¬
denken und sich über den
aktuellen Stand der Neuen
Technologien zu informieren.

Kanzler Hintze (rechts),
vorne H.-J. Recknagel.

Regierungsbaudirektor
Lutz Petersen hatte die
zweitätige Jahrestagung an
der Paderborner Hochschule
mit seinen Mitarbeitern um¬
sichtig organisiert. Der
ATA-Vorstand bedankte sich
beim Kanzler der Uni-GH,
Ulrich Hintze, der mit sei¬
ner Zusage das Treffen erst
ermöglicht habe. Hintze war
es auch, der den Versammel¬
ten einen kurzen Abriß zur
Entstehungsgeschichte der
Gesamthochschule und vor al¬
lem zum bildungspolitischen
Konzept unter besonderer Be¬
rücksichtigung der Inte¬
grierten Studiengänge gab.
In Anspielung auf die seit
der Mitte der 70er Jahre
vergleichsweise spärlich
fließenden Landesmittel,
unterstrich der Kanzler:
"Den Gesamthochschulen muß
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die Chance gegeben werden,
in einen fairen Wettbewerb
mit den anderen wissen¬
schaftlichen Hochschulen zu
treten. M

Die rund 60 angereisten
ATA-Vertreter, unter ihnen
sechs Schweizer Kollegen und
einer aus Österreich, thema¬
tisierten, wie nicht anders
zu erwarten war, hauptsäch¬
lich technische Probleme.
Ein Referat fiel jedoch aus
dem Rahmen, nämlich die
grundsätzlichen Gedanken von
Prof. Dr. Bischoff, Geologe
an der Universität zu Köln,
zum Thema "Energie, Rohstof¬
fe, Umwelt".

In erster Linie ging es
Bischoff um die Konsequen¬
zen, die aus der Umwelt- und
Energiekrise, ein Synonym
für die Krise der Wohlstands¬
gesellschaft, zu ziehen sei¬
en. Konsequenzen, die auf
Grundlage auch philosophi¬
scher und moralischer Uber-
legungen und Uberzeugungen
notwendig seien.

Lebensangst

Bischoff wandte sich ge¬
gen den seiner Meinung nach
sich bahnbrechenden Pessi¬
mismus in der Wohlstandsge¬
sellschaft: das Wort 'Le¬
bensangst' mache die Runde
und setze sich in den Köpfen
fest.

Diese Lebensangst resul¬
tiere aber nicht aus einer
sachlichen Auseinanderset¬
zung mit den Problemen unse¬
rer Zeit. Die seien bei nä¬
herer Betrachtung zu lösen.
Sondern: Lebensangst sei bei
denjenigen anzutreffen, die
sich irrational mit der Zu¬
kunft auseinandersetzten.

"Kein Rohstoffmangel

Bischoff gewichtete:
nicht die Energiekrise oder
die Umweltverschmutzung ge¬
fährdeten die Wohlstandsge¬
sellschaft bzw. brächten
diese aus dem Gleichgewicht,
sondern unser Planet sei be¬
droht durch die katastropha¬
len Entwicklungen in der
Dritten Welt. Bevölkerungs¬
explosion, Mangel an Dünge¬
mittel und zu teure Enger-
gie nannte der Geologe als
Stichworte.

Bischoff "wagte", wie er
selber vorsichtig hinzufüg¬
te, die Thesen 1. "Die Welt
krankt nicht am Rohstoff¬
mangel". 2. "Wir haben keine
Rohstofforobleme, sondern
Ernergieprobleme" und lie¬
ferte die Begründungen. Er
bezweifelte die Angaben des
Club of Rome hinsichtlich
der Erschöpfung vieler Bo¬
denschätze um das Jahr 2000
herum. Mittlerweile, die
Club-Zahlen stammen aus den
70er Jahren, seien, so der
Geologe, z.B. das 2- bis 26-
fache an Blei-, Zink- und
Platinvorräten entdeckt wor¬
den. Uran liege sogar "für
50 Jahre auf Halde". Worauf
es jetzt ankomme, sei die
sinnvolle Nutzung der Ener¬
giequellen.

Energie von draußen"

Welche Energiequellen
stehen uns zur Verfügung,
fragte Bischoff, die unab¬
hängig von der Energiequelle
Sonne nutzbar gemacht werden
könnten. Die Antwort laute:
außer der Kernenergie gebe
es überhaupt keine der Erde
eigenen Energie. Die gesam¬
ten fossilen Energieträger,
Kohle, Ol usw. seien nichts

anderes als gespeicherte
Sonnenenergie, Wind und
Wasserkraft stünden eben¬
falls im direkten Zusammen¬
hang zur Sonne. Die Erde be¬
zieht also laut Bischof
"ihre Energie von draußen",
Ausnahme: das Uran, die
Kernenergie.

So betrachtet sei unser
Planet kein in sich abge¬
schlossenes System, auf das
etwa der 2. Thermodynamische
Satz anwendbar sei. Der be¬
sagt nämlich, daß die Ener¬
gie eines abgeschlossenen
Systems konstant ist, jedoch
der Entwertung zustrebe.
Verkürzt gesagt: solange die
Sonne scheint, solange die
Erde Empfängerin von Uber¬
schußenergie ist, sind jene**""*
apokalyptischen Visionen una
Stimmungen vom 'Ausgehen der
Lichter' fehl am Platze.
Bischoff weiter: die Entwick¬
lung der Menschheit habe je¬
doch gezeigt, daß der Wohl¬
stand direkt abhänge von der
verfügbaren Energie.

Mehr Energie produzieren

Wer mehr Wohlstand für
alle Menschen wolle, müsse
mehr Energie produzieren.
Den Ausweg Kernenergie, den
er aus der Sicht des Natur-'"" v
Wissenschaftlers anbot ("Ich
will hier sachlich informie¬
ren, nicht politisch bewer¬
ten"), berge Möglichkeiten
und gleichsam Gefahren in
sich. Einerseits sei die
Kernenergie umweltfreundlich
und billig, auch für die
Dritte Welt, auf der anderen
Seite müsse die End-Lagerung
abgebrannter Uranstäbe ge¬
sichert sein. Bischoff war¬
nend: "Je konzentrierter die
Energiegewinnung, desto um¬
weltfreundlicher, aber auch
desto gefährlicher." Die Be¬
reitschaft der Industriege¬
sellschaften, zu "Leistung,
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Kreativität und Risiko",
komme letztlich der gesam¬
ten Menschheit zugute, resü¬
mierte Bischoff und ermutig¬
te seine Zuhörer, indem er
den Nobel-Preisträger für

Paderborn (gph). Die
Fachgruppe Uni-GH-Paderborn
des Verbandes der Landesbe-

^•imten, -angestellten und
-arbeiter NRW im Deutschen
Beamtenbund (VdLA DBB) hatte
es als "brisantes Thema"
eingestuft: Die 8. Verord¬
nung zur Änderung der Ar¬
beitszeitverordnung. Es ging
um die Einführung der glei¬
tenden Arbeitszeit, die die
oberste Dienstbehörde, so
wurde es diskutiert, einfüh¬
ren kann. Wurde disku¬
tiert. Im März. Mittlerweile
hat der NRW-Innenminister
die Einführung der gleiten¬
den Arbeitszeit definitiv
nicht in die Verordnung
übernommen. Das Thema dürfte
deshalb für zwei Jahre auf

"~Eis gelegt sein, diskussi¬
onswürdig bleibt es trotz¬
dem.

Ein erfragtes Meinungs¬
bild der Uni-Bediensteten
zur gleitenden Arbeitszeit
liegt mittlerweile vor. Die
VdLA-Fachgruppe hatte im
März einen entsprechenden
Fragebogen verschickt. Von
rund 450 angesprochenen Mit¬
arbeitern antworteten 197
(In der Verwaltung und in
der Bibliothek betrug die
Rücklaufquote 50 %). Den
Plänen zur Einführung der
gleitenden Arbeitszeit wird
hier zwar mehrheitlich zu¬
gestimmt (119 Pro-Stimmen

Physik, Max Born, zitierte:
"Ihr wollt weiterleben, ihr
wollt euer Dasein verbes¬
sern. Laßt das Hadern, laßt
das Zaudern, laßt die Ge¬
walt."

bei 77 Ablehungen), die Mei¬
nungsäußerungen und damit
wohl auch die Entscheidungen
gehen in den einzelnen Grup¬
pen auseinander.

So sprechen sich die Mit¬
arbeiter an den Fachberei¬
chen in der Mehrzahl gegen
die Regelung aus (38 bei 24
Zustimmungen), ebenso ver¬
worfen wird der Gedanke an
eine Änderung beim techni¬
schen Betriebsdienst. Nur
ein Mitarbeiter gibt den
Plänen seine Zustimmung, 15
sind dagegen.

Anders die Stimmungslage
in der Bibliothek und der
Verwaltung. Bei einer Aus¬
nahme geschlossene Zustim¬
mung in der Bibliothek (41),
in der Verwaltung entschie¬
den sich 51 für, 14 gegen
die gleitende Arbeitszeit.

Die Neuregelung stellte
eine Kernarbeitszeit von
9 bis 11.30 Uhr und 14 bis
15.40 Uhr zur Diskussion.
Zwei von drei Fragebogen-
Beantworter gaben dazu ihr
Plazet. Allerdings äußerten
sich zu dieser Frage nur
noch 147 Mitarbeiter. Ver¬
allgemeinerungen aus dem Er¬
fragten sind deshalb unzu¬
lässig. Ohnehin ging es den
Erhebern wahrscheinlich nur
darum, ein vorläufiges,
spontanes Meinungsbild zu
erstellen, aus dem Tendenzen
abgeleitet werden können.

Für viele vielleicht verwun¬
derlich, aber auch dies of¬
fenbart der ausgefüllte
Fragebogen: gegen die "In¬
stallation eines Zeiterfas¬
sungssystems", sprich Stech¬
uhr, haben 111 Mitarbeiter
nichts einzuwenden. Wenn
Stempeluhren eingeführt wer¬
den, argumentieren einige
Gegner des Erfassungssy¬
stems, dann müßten auch
alle ihre Stempelkarte
abdrücken. Daß sich mithin
höher gestellte Personen und
Vorgesetzte ihre Arbeit kon¬
trollieren lassen, wird von
diesen Mitarbeitern ange¬
zweifelt: wahrscheinlich
gelten dann wieder für eine
bestimmte Personengruppe die
berühmten Ausnahmen.

Der Tenor der Argumente
für die gleitende Arbeits¬
zeit wird trefflich wohl so
zusammengefaßt: die Neurege¬
lung ist dringend erforder¬
lich zur Entspannung der
morgendlichen Verkehrslage,
Behördengänge und Arztbe¬
suche können teils unbüro¬
kratisch erledigt werden,
"bei kurzfristig erhöhtem
Arbeitsanfall kann der Mit¬
arbeiter seine Arbeitszeit
entsprechend anpassen", so
die Auszüge einiger Kommen¬
tare, die die VdLA-Verant-
wortlichen veröffentlicht
haben.

Personalversammlung

'hausmitteilung'
kritisiert

Paderborn (ghp). Der Per¬
sonalrat der nichtwissen¬
schaftlichen Mitarbeiter
hatte zur alljährlichen Per¬
sonalversammlung eingeladen.
Am 31. Mai trafen sich rund
300 Mitarbeiter in der Aula
des Westfalen-Kollegs. Auf
der Tagesordnung standen der
Tätigkeitsbericht des Perso¬
nalrats aus dem vergangenen

Umfrage an Uni - GH ergab:

Nichtwissenschaftliche Mitarbeiter
mehrheitlich für gleitende Arbeitszeit
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Jahr einschließlich der Aus¬
sprache Uber denselben, Bei¬
träge von Gewerkschaftsver¬
tretern zu aktuellen Themen
und der Punkt Verschiedenes.

Die Personalrats-Vorsit-
zende Gerda Nonnemann legt
einen ausführlichen Rechen¬
schaftsbericht vor, auf des¬
sen Einzelheiten an dieser
Stelle nicht näher eingegan¬
gen werden kann. Denn die
Personalversammlung findet
laut Landespersonalvertre¬
tungsgesetz unter Ausschluß
der Öffentlichkeit statt.

Trotzdem soll hier kurz
auf einen Punkt eingegangen
werden, sozusagen in eigener
Sache. Das Konzept der
'Hausmitteilung' wurde vom
Personalrat kritisiert: zu
wenig Themen aus dem nicht¬
wissenschaftlichen Bereich,
zu wenig Informationen für
die Nicht-Wissenschaftler.
Der Herausgeber (also der
Schreiber dieser Zeilen)
nahm eine Erwiderung aus
seiner Sicht vor. Beide
Seiten einigten sich, "im
stillen Kämmerlein ge¬
meinsam noch einmal
nachzudenken", so der Vor¬
schlag von Frau Nonnemann.
Das ist inzwischen gesche¬
hen. Stand der Dinge: der
'hm'-Herausgeber wird zu et¬
waigen Ansprechpartnern aus
dem nichtwissenschaftlichen
Bereich mehr als nur spora¬
dische Kontakte ausbauen und
wird einen regelmäßigen In¬
formationsaustausch mit dem
Personalrat pflegen, so daß
sichergestellt ist, daß in
jeder 'hm' einige Seiten mit
Nachrichten aus dem und für
den angesprochenen Hoch¬
schulbereich veröffentlicht
werden.

Detlev Grewe

Gute Stimmung bei bestem Wetter

6000 kamen zum Uni - Kinderfest

Tanz in der 'Western Town': die Paderborner Square Dancers.

Paderborn (ghp). Über
6000 Besucher zählte Johan¬
nes Freise, Koordinator und
Ideenlieferant des Hoch¬
schulkinderfestes, am 2.
Juni auf dem Campus. Die
Veranstaltung, begleitet von
strahlendem sonntäglichem
Sonnenschein, zog wieder
einmal die Paderborner aus
der Stadt hinauf auf den
'Hochschulberg'. Mitarbeiter
aus der Hochschulverwaltung,
des StadtJugendamtes und der
Sparkasse hatten mit tat¬
kräftiger Unterstützung des
Reitervereins Paderborn auf
dem Uni-Gelände eine 'We-
stern-Town' entstehen las¬
sen.

Da durften denn auch
nicht die Pferde und der
Saloon fehlen. Letzterer
hatte im Ausschank aller¬
dings nur Milchprodukte, was
der Stimmung der Kinder kei¬
nen Abbruch tat. Die standen
in langer Reihe und warteten
geduldig, endlich einmal auf
dem Rücken eines echten
Pferdes zu sitzen, das Glück
der Erde für einen Moment zu
haschen. Vier Pferde drehten
freundlich und gemächlichen
Hufes ihre Runden im Zentrum
der 'Western-Town', einer
kleinen Arena von 15 Metern
Durchmesser. Bunt angemalte
Indianer und Cowboys gaben
sich nicht nur in der Milch-

16



bar ein Stelldichein, sie
versammelten sich auch unter
dem 'Galgen'. Worunter aber
nicht das hinlänglich be¬
kannte Instrumentarium zum
Aufknüpfen unliebsamer Men¬
schen gemeint ist, nein,

^""hierbei handelte es sich um
eine ein Meter hohe Minia¬
tur-Ausgabe des gängigen
Originals, anstelle der
Schlinge allerdings mit et¬
was Lockenderem versehen:
einem Dauerlutscher. Der
mußte, den 'Galgen' auf den
Rücken geschnallt, ohne
Zuhilfenahme der Hände in
den Mund befördert werden.
Das ging ganz schön an die
Nerven der ungeduldigen Cow¬
boys .

Der Galgen: Hoffnung

Eindrücke von begeister¬
ten Kindern konnte der Be¬
sucher überall auf dem Cam¬
pus sammeln. Auf dem Tram¬
polin, dem riesigen Luft¬
kissen, der Wasserrutsche
oder vor der Verkehrspuppen¬
bühne der Polizei, wo der
Kaper, angefeuert von den
Kindern, mit seinem Requisi¬
ten umsichtig Regie führte
und den Bösewicht in seine
Schranken wies.

Über 70 Betreuer aus dem
Hochschulsportbereich, 10
Kunststudenten der Hochschu¬
le, 25 Mitarbeiter des Ju¬
gendamtes, rund 20 'ehren¬
amtlich' tätige Verwaltungs¬
mitglieder und viele hier
nicht erwähnte mehr, halfen,
den Tag zur Zufriedenheit
aller zu gestalten. Für den
musikalischen Rahmen sorgten
die Paddy Jazzer, die Life-
Band Selektion und die
Rainer Franzke-Big Band.

Die Paderborner Jugend-Feuerwehr: dem Rasen zu liebe

WS 1985/86
TERMINE-TERMINE-TERMINE

Semesterbeginn: Ol.lO.1985

Vorlesungsbeginn:
für Studiengänge, die denen an
Fachhochschulen entsprechen 30.09.1985

für Lehramtsstudiengänge
Integrierte Studiengänge 14.lO.1985

Vorlesungsende:
für Studiengänge, die denen an
Fachhochschulen entsprechen 14.02.1986

für Lehramtsstudiengänge
Integrierte Studiengänge 14.02.1986

Semesterschluß: 31.03.1986

Rückmeldungen für SS 1986 06.01.1986

SS 1986

Ol.04.1986

17.03. 1986

21.04.1986

18.07.1986

18.07.1986

30.09.1986

31.Ol.1986
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Stadtrat gab Uni - GH den Zuschlag

,Brauereivilla' wird jetzt Gästehaus
und Begegnungsstätte

Paderborn (ghp). Die Uni¬
versität-Gesamthochschule-
Paderborn hat den Zuschlag
zur Nutzung der ehemaligen
Brauereivilla an der Bor-
chener Straße erhalten.

Auf seiner Sitzung am
13. Juni beschloß der Rat
der Stadt Paderborn der Uni-
GH zu ermöglichen, die
Brauerei-Villa als Gäste¬
haus auszubauen. Gleichzei¬
tig wurde die Stadtverwal¬
tung beauftragt, noch in
diesem Jahr eine entschei¬
dungsfähige Planung für die
Vereine freier Träger vorzu¬
legen.

In geheimer Abstimmung
votierten 31 Ratsmitglieder
(die CDU-Mehrheitsfraktion
verfügt über 32 Sitze) für,
24 gegen den Antrag, bei 1
Enthaltung. Ein zuvor von
den Grünen gestellter An¬
trag, die Brauereivilla der
'Initiative für ein selbst¬
verwaltetes Kultur- und Kom¬
munikationszentrum (KuKoz)'
als Träger zur Verfügung zu
stellen, wurde mit 43 gegen

Paderborn (ghp). "Es gibt
nichts Gefährlicheres, als
das Wissen nur in sich hin¬
einzupauken. Wissen muß
ständig in der Praxis ange¬
wendet werden. Erst hier
zeigt sich das Können." Dr.-
Ing. Ulrich Haier war es,

9 Stimmen bei 4 Enthaltungen
abgelehnt.

Franz-Josef Weber begrün¬
dete für die CDU die Ent¬
scheidung der Mehrheitsfrak¬
tion: Ein Abriß der von der
Substanz her wertvollen
Villa komme nicht in Frage.
Ein sozio-kulturelles Zen¬
trum sei für Paderborn zwar
wichtig, doch sei fraglich,
ob das KuKoz, so wie es ge¬
führt werde, diese Aufgabe
wahrnehmen könne.

Der Beigeordnete Hans
Behringer wies in der teil¬
weise hektisch geführten
Debatte darauf hin, daß die
Stadt Paderborn Förderungs¬
mittel von 800 000 Mark plus
Zinsen an das Landesministe¬
rium für Städtebauförderung
zurückzahlen müsse, wenn
die Villa nicht als Bürger¬
zentrum genutzt würde.
Behringer legte eine Unter¬
schriftenliste von 260 Be¬
wohnern aus der Südstadt
vor, die aus Sorge vor Lärm¬
belästigung kein Zentrum wie
das KuKoz dort wollen.

der mit diesen eindringli¬
chen Worten die Studenten
und Professoren am 13. Juni
im Großen Hörsaal daran er¬
innerte, wozu, vor allem in
den Ingenieurwissenschaften,
das Studium da ist: Theorie
und Praxis miteinander zu

verbinden.
Auf Einladung des Vorsit¬

zenden der 'Arbeitsgruppe
Praxissemester', Prof. Jür¬
gen Grüneberg von der Soe¬
ster Hochschulabteilung,
referierte Haler über die
Notwendigkeit des Praxisbe¬
zuges in der Ingenieuraus¬
bildung. 'Wissen und Können'
hieß das Thema des Vorsit¬
zenden des Deutschen Verban¬
des technisch-wissenschaft¬
licher Vereine (DVT), der
bis vor kurzem Vorstandsmit¬
glied der Siemens AG war.

Das 'Wesen des Lernens'
stand im Mittelpunkt der
Haierschen Argumentationen
für ein praxsiorientiertes
Studium. In einer sich stän-^^
dig weiterentwickelnden Ge¬
sellschaft, in der naturwis¬
senschaftliche (Grundlagen-)
Kenntnisse angehäuft würden
und u.a. die Ingenieurwis¬
senschaften sprunghaft Fort¬
schritte machten (hier vor
allem auf dem Gebiet der
Elektronik), sei der Praxis¬
bezug wichtiger denn je. Die
lernende Gesellschaft ver¬
lange ein lernendes Indivi¬
duum, das sich jederzeit
über seine Verantwortung im
Handeln gegenüber eben die¬
ser Gesellschaft im Klaren
sein müsse, so Haier.

Lernen meint nun nicht
nur das Aneignen von Wissen.^>
Sicherlich seien Grundlagen¬
kenntnisse und Beherrschung
der wissenschaftlichen Me¬
thoden unverzichtbar, jedoch
führe, so der DVT-Vorsitzen-
de, erst das Handeln auf der
Grundlage von Erlebtem und
Erfahrenem zum eigentlichen
Können. Und dieses Können
stehe gleichsam am Ende ein¬
es Lernprozesses, der fort¬
während in Bewegung sei.
"Nur der Praxisbezug schlägt
die Brücke zwischen dem Wis¬
sen und dem Können", hob
Haier hervor und empfahl den
Studenten, während des Stu¬
diums so zu lernen, daß sie
aus ihren Kenntnissen heraus

Eindringlicher Appell eines Insiders:

Praxis gehört ins Studium

18



Analogieschlüsse zu ziehen
in der Lage seien, tun den
beruflichen Aufgaben gewach¬
sen zu sein. Man dürfe nicht
zu lange studieren, mahnte
der Referent, "die Studenten
müssen den Wissensbereich
und den Anwendungsbereich
möglichst schnell zusammen¬
bringen" .

'Student vor Ort' ausdrück¬
lich begrüßt. Was für die
Hochschüler im Freistaat ob¬
ligatorisch sei, gelte für
die in Nordrhein-Westfalen
(noch) nicht, raeinte Prof.
Grüneberg in diesem Zusam¬
menhang. Hier seien die
Praxissemester erst einmal
fakultativ, also auf frei-

Arolser Hochschultage

Anlaß zum Nach
und Weiterdenken

Keine Theorie ohne Praxis
und Dr. Ulrich Haier.

Prof. Jürgen Grüneberg (links)

Von den Hochschülern der
ingenieurwissenschaftlichen
Disziplinen verlangt Haier
die Fähigkeit, "realitäts-
bezogene Haltungen" einzu-

^hmen, nämlich das Mach¬
bare in der Praxis, dem Be¬
ruf salltag, zu sehen. Des¬
halb auch seine Forderung
nach Ausweitung sogenannter
Praxissemester während der
Studienzeit. Anpassungen und
Änderungen im angestrebten
Beruf könnten zwar theore¬
tisch erörtert werden, er¬
fahrbar seien sie allerdings
nur in der Praxis.

Haier verwies auf die
40 000 Studenten, die seit
1980 in Bayern erfolgreich
während der Studienzeit ein
Praxissemester absolviert
hätten. Auch seitens der Be¬
triebe würde das Projekt

williger Basis, vorgesehen.
Die Uni-GH-Paderborn mit ih¬
ren Abteilungen in Höxter,
Meschede und Soest übernehme
für das Land eine Vorreiter¬
funktion, denn seit dem Win¬
tersemester 1978/79 führe
sie Praxissemester in den
Integrierten- und Fachhoch¬
schulstudiengängen durch, an
denen bislang über zweihun¬
dert Studenten teilgenommen
hätten. Grünebergs Vorstel¬
lungen, die er durch Dr.-
Ing. Haiers Vortrag gestärkt
sieht: für den angehenden
Ingenieur, gleich welcher
Hochschule, bleibt unver¬
zichtbar, schon während des
Studiums die Praxis zu er¬
fahren. An die Bildungspoli¬
tiker gehe der Aufruf, die
Studieninhalte entsprechend
zu gestalten.

Paderborn (ghp). Im hes¬
sischen Arolsen stellte sich
vom 6. bis 10. Mai die Uni-
GH vor. Der örtliche Volks¬
bildungsring hatte zur 2.
Hochschulwoche eingeladen,
nachdem im Vorjahr die Uni¬
versität-Gesamthochschule
Kassel zu Gast war und die
Veranstaltungsreihe einge¬
leitet hatte.

Fünf Referenten vertraten
die Paderborner Hochschule.
Dr. Hildegard Utz sprach
über 'Leonardo da Vinci und
der Wettstreit der, Künstler
im 16. Jahrhundert, Prof.
Dr. Dieter Schellong über
die Annäherung der Konfes¬
sionen, Prof. Dr. Hartmann
gab Einblicke in die 'Koope¬
rationsmöglichkeiten zwi¬
schen Hochschule und Indu¬
strie', Prof. Dr. Hermann
Kramer referierte zum Thema
'Gesundheit und Freizeit¬
sport', Privatdozent Dr.
Volker Briese vertrat 'An¬
sätze für eine umweit- und
sozialverträgliche Verkehrs¬
politik' .

Insgesamt habe die Hoch¬
schulwoche einen guten Ein¬
druck gemacht, hob Studien¬
direktor Horst Schwarze,
Vorstandsmitglied des Volks¬
bildungsrings und verant¬
wortlicher Organisator, her¬
vor. Jedoch: der Besucher¬
rückgang an den beiden letz¬
ten Abenden gebe ihm zu den¬
ken.

Zur Eröffnungsveranstal-
ttmg im Festsaal des Schrei-
berschen Hauses kamen immer¬
hin rund 100 Interessenten.
Prorektor Prof. Dr. Peter
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Freese nahm die Gelegenheit
wahr, die Aufgaben und Ziele
der Gesamthochschule und vor
allem (wie nicht anders zu
erwarten) deren Leistungen
vorzustellen. Daß viele Be¬
sucher bei dieser Gelegen¬
heit zum ersten Mal etwas
über eine Universität in Pa¬
derborn zu hören bekamen,
mag die überraschen, die
sich blauäugige Vorstellun¬
gen zur Verankerung der
Hochschule über die regiona¬
len Grenzen hinaus machen.
Deshalb das erste Fazit der
Woche: solche Begegnungen
weiterzuverfolgen, eine
Hochschulwoche oder Hoch¬
schultage in Zusammenarbeit
mit örtlichen Bildungsein¬
richtungen zu institutiona¬
lisieren. Mag das Wort 'In¬
stitutionalisieren' für
manchen klingen wie 'Verord¬
nen' , es bleibt festzuhal¬
ten, daß solche Hochschul¬
aktivitäten vor Ort wesent¬
lich zur Imagepflege beitra¬
gen.

Dies setzt jedoch den
Willen aller voraus, sich zu
engagieren, sich bereit zu
erklären, einen Vortrag zu
halten. Womit ein zweites
Fazit gezogen werden soll:
je mehr Themen vorliegen,
desto vielfältiger und dif¬
ferenzierter kann sich die
Hochschule darstellen. Die¬
se einfache Schlußfolgerung,
so selbstverständlich sie
sich anhört, findet nicht
bei allen Angesprochenen of¬
fene Ohren. Das Suchen nach
Referenten für die Arolser
Hochschulwoche und die vie¬
len Absagen stimmen nicht
gerade optimistisch. Daß die
gut vorbereiteten Hochschul¬
vertreter ein aufmerksames
und auch diskussionsfreudi¬
ges Publikum vorfanden,
sollten Motivation für die¬
jenigen sein, die bislang
solchen Veranstaltungen eher
skeptisch gegenüberstehen.

Detlev Grewe

Universitätsball
Stimmung gut
Besuch schlecht

Desinteresse
Ein Kommentar von
Kanzler Ulrich Hintze

Unsere Universität ist das
Ergebnis staatlicher Pla¬
nung , auch von Wünschen der
Region; sie ist noch sehr
jung. In den Wissenschaften
hat sie schon teilweise An¬
erkennung errungen, auf ge¬
sellschaftlicher Ebene da¬
gegen offenbar kaum. Mit ur¬
sächlich dafür dürfte sein,
daß die Aufgaben 'Lehre' und
'Forschung' im Rahmen von
Amtspflichten erfüllt wer¬
den, die Pflege des sozio-
kulturellen Umfeldes - weil
außerhalb dieses Pflichten¬
kreises - demgegenüber küm¬
merlich betrieben wird.

Zwar gibt es auch Ansätze
zur Uberwindung dieses Pro¬
blems, siehe die Erfolge der
Studiobühne und des Colle-
gium musicum, der Fehlschlag
beim Universitätsball 1985
allerdings ist - da ein
Rückschritt - bedenklich.
Der Ball vom Anspruch her
eine festliche Veranstaltung
der gehobenen Kategorie,
fand am 15. Juni in der Pa-
derhalle statt. Obwohl der
Rahmen stimmte - die flotte
Musikkapelle, die interes¬
santen Einlagen der Studen¬
tengruppen, das üppige kalte
Büffet, der besucherfreund¬
liche Eintrittspreis - litt
die Atmosphäre doch sehr
darunter, weil das Fähnlein
der Engagierten fast unter
sich war. Von den rund 500
Plätzen waren nur knapp 300
besetzt. Ganze Fachbereiche
waren überhaupt nicht ver¬
treten, viele Funktionsträ¬
ger glänzten durch Abwesen¬
heit; die Zahl der Teilneh¬
mer aus den Zentralbereichen

AVMZ, Bibliothek, Rechen¬
zentrum, Verwaltung schließ¬
lich konnte bequem mit den
Fingern einer Hand regi¬
striert werden.

Diese Zahlen belegen er¬
neut das Desinteresse der
überwiegenden Mehrheit der
Universitätsmitglieder.
Gleiches gilt für die Reprä¬
sentanten der Region, dies¬
mal mit z.B. nur zwei der
siebzehn Kuratoriumsmitglie¬
der aus Kultur, Verbänden,
Verwaltung und Wirtschaft
auffällig unterrepräsentiert.

Entschuldigungsgründe
gibt es vielfach. Ob vorge¬
schoben oder nicht das Re¬
sultat ist deprimierend. Da
es offenbar vielen nicht ge¬
lingt , einmal im Jahr den ^"^
Terminkalender für den Uni¬
versitätsball freizuhalten,
muß die Fortsetzung diese*r
jungen Tradition überdacht
werden.

Gourmets kamen auf ihre
Kosten: das kalte Büffet,
zusammengestellt vom Küchen¬
chef der Mensa und seinen
Mitarbeitern. Da hätten
ruhig 100 mehr kommen können.
Alle wären satt geworden.
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